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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 8 SO 71/14 S 
 
S 9 SO 46/14 ER (SG Dresden) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Bautzen, 
Taucherstraße 23, 02625 Bautzen, 
 
 Antragsgegner und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Oktober 2014 durch 

die Richterin   K r a u ß   sowie den Richter   M u t s c h l e r   und die Richterin   S i e f e r t  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Sozialgerichts Dresden vom 

17. März 2014 - S 9 SO 46/14 ER - wird als unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Das Sozialgericht Dresden (SG) hat den Antrag des Beschwerdeführers auf Erlass einer einst-

weiligen Anordnung abgelehnt (Beschluss vom 17.3.2014). In dem Beschluss wurde darauf 

hingewiesen, dass diese Entscheidung mit der Beschwerde zum Sächsischen Landessozial-

gericht (LSG) anfechtbar ist. Mit Schreiben vom 8.10.2014 hat der Antragsteller beim Bundes-

sozialgericht (BSG) gegen ua den Beschluss des SG "Revision/Rechtsbeschwerde" eingelegt. 

Er trägt vor, dass der Beschluss nicht durch die Richter unterschrieben sei und somit lediglich 

einen Entwurf darstelle. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig; sie ist nicht statthaft. Sie ist entsprechend § 169 Sozialgerichts-

gesetz (SGG) als unzulässig zu verwerfen. Der Beschluss des SG vom 17.3.2014 ist gemäß 

§§ 172 Abs 1, 173 SGG innerhalb eines Monats nach Zustellung des Beschlusses mit der Be-

schwerde zum LSG anfechtbar. Eine (weitere) Beschwerde zum BSG - wie auch eine Revision - 

sieht das Gesetz in Beschlussverfahren im Grundsatz nicht vor (vgl § 177 SGG). Ergänzend ist 

darauf hinzuweisen, dass den Beteiligten nicht das von den Richtern unterzeichnete Original 

eines Beschlusses übersandt, sondern eine vom Urkundsbeamten der Geschäftsstelle unter-

schriebene Ausfertigung zugestellt wird (§ 142 Abs 3 SGG). Das von dem Richter unterzeich-

nete Original verbleibt im Gericht und kann bei Bedarf dort eingesehen werden; Kopien hiervon 

(unbeglaubigt) können auf Antrag gegen Erstattung der Kosten gefertigt werden (§ 120 Abs 1 

und 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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